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Wahrung von öffentiicher Sicherheit und Ordnung zuständigen Behörden 
des Bundes 


A. Zielsetzung 

Die Tätigkeit der Polizei in Ländern und Bund ist durch unein- 
heitliches Recht und zum Teil unzureichende oder nicht hin- 
reichend klare Eingriffsbefugnisse erschwert. Der Gesetzent- 
wurf, der in der Erwartung alsbaldiger Einbringung entspre- 
chender Entwürfe in den Ländern vorgelegt wird, soll diese 
Schwierigkeiten beheben. 


B. Lösung 

Auf der Grundlage des einstimmig von der Ständigen Konfe- 
renz der Innenminister der Länder am lO./ll. Juni 1976 ver- 
abschiedeten Muster-Gesetzentwurfs, dem auch der Bundes- 
minister des Innern zugestimmt hat, wird der Entwurf eines 
Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der für die Wah- 
rung von öffentlicher Sicherheit und Ordnung zuständigen Be- 
hörden des Bundes vorgelegt. Der Entwurf beruht in vollem 
Umfang auf dem Musterentwurf der Innenminister-Konferenz, 
soweit dieser auf die Behörden des Bundes mit polizeilichen 
Aufgaben anwendbar ist. Entsprechend dem Beschluß der In- 
nenminister-Konferenz sind die im Musterentwurf enthaltenen 
Befugnisse der Polizei bei der Verfolgung von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten in einen Gesetzentwurf zur Änderung 
der Strafprozeßordnung übernommen worden (vgl. Artikel 2 des 
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von der Fraktion der CDU/CSU vorgelegten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung von Terrorismus und Ge- 
waltkriminalität sowie zum Schutz des inneren Friedens). 


C. Alternativen 

Vereinheitlichung des Polizeirechts durch Übertragung der Ge- 
setzgebungskompetenz auch für das Polizeiwesen in den Län- 
dern auf den Bund mittels Änderung des Grundgesetzes und 
Erlaß eines Bundes-Polizeigesetzes für die gesamte Polizei in 
Ländern und Bund. 


D. Kosten 

keine 
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ERSTER ABSCHNITT 

Aufgaben und allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für 

1. die Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenz- 
schutz; 

2. die Polizeivollzugsbeamten im kriminalpolizei- 
lichen Vollzugsdienst des Bundes; 

3. die Polizeivollzugsbeamten im Ordnungs- und 
Streifendienst in der Hausinspektion der Ver- 
waltung des Deutschen Bundestages; 

4. die Beamten des Zollgrenzdienstes (Grenzauf- 
sichtsdienst und Grenzabfertigungsdienst), des 
Zollfahndungsdienstes, des Bewachungs- und 
Begleitungsdienstes und die übrigen Beamten 
der Bundesfinanzbehörden, die mit Vollzugs- 
aufgaben betraut sind; 

5. die Beamten der Deutschen Bundesbahn mit 
bahnpolizeilichen Befugnissen; 

6. die Beamten der Wasser- und Schiffahrts Verwal- 
tung des Bundes mit ström- und schiffahrtspoli- 
zeilichen Befugnissen; 

7. die Beamten der Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung mit Befugnissen der Luftaufsicht; 

8. die Beamten der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr, soweit sie mit Ermittlungsaufga- 
ben nach den §§ 54 ff. des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes vom 17. Oktober 1952 (BGBl. I S. 697) 
betraut sind; 

9. die Beamten der Bundesgerichte und der Be- 
hörden der Bundesjustizverwaltung, die mit 
Vollzugs- und Sicherungsaufgaben betraut sind; 

10. andere Personen, die durch die zuständigen 
Bundesbehörden mit Aufgaben betraut sind, die 
den unter den Nummern 1 bis 9 aufgeführten 
Beamten obliegen; 

11. die der Dienstgewalt von Bundesbehörden un- 
terstehenden Personen, die mit Aufgaben der 
Strafverfolgung oder der Verfolgung von Ord- 
nungswidrigkeiten im Sinne des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten betraut sind, wenn sie 
sich in Ausübung dieser Tätigkeit im Vollzugs- 
dienst befinden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen werden 
im folgenden als Polizei bezeichnet. • 

§ 2 

Aufgaben und Befugnisse 

(1) Die Polizei hat die Aufgabe, im Rahmen der 
Zuständigkeit des Bundes Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung abzuwehren. Sie hat 


ferner die ihr durch Gesetz oder auf Grund Gesetzes 
zugewiesenen Aufgaben sowie die sonstigen in die- 
sem Gesetz enthaltenen Befugnisse wahrzunehmen. 

(2) Der Schutz privater Rechte obliegt der Polizei 
nach diesem Gesetz nur dann, wenn gerichtlicher 
Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und wenn 
ohne polizeiliche Hilfe die Verwirklichung des 
Rechts vereitelt oder wesentlich erschwert werden 
würde. 

(3) Die Polizei leistet anderen Behörden Vollzugs- 
hilfe (§§ 28 bis 30). 

§ 3 

Verhältnis zu anderen Behörden 

Die Polizei wird tätig, soweit die Abwehr der Ge- 
fahr durch eine andere Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig möglich erscheint. 

§ 4 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maß- 
nahmen hat die Polizei diejenige zu treffen, die den 
einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am 
wenigsten beeinträchtigt. 

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil 
führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar 
außer Verhältnis steht. 

(3) Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis 
ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, daß er nicht 
erreicht werden kann. 

§ 5 

Ermessen, Wahl der Mittel 

(1) Die Polizei trifft ihre Maßnahmen nach pflicht- 
gemäßem Ermessen. 

(2) Kommen zur Abwehr einer Gefahr mehrere 
Mittel in Betracht, so genügt es, wenn eines davon 
bestimmt wird. Dem Betroffenen ist auf Antrag zu 
gestatten, ein anderes ebenso wirksames Mittel an- 
zuwenden, sofern die Allgemeinheit dadurch nicht 
stärker beeinträchtigt wird. 

§ 6 

Verantwortlidikeit für das Verhalten 
von Personen 

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind 
die Maßnahmen gegen sie zu richten. 

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, entmün- 
digt oder unter vorläufige Vormundschaft gestellt, 
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können Maßnahmen auch gegen die Person gerich- 
tet werden, die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist. 

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrich- 
tung bestellt ist, die Gefahr in Ausführung der Ver- 
richtung, so können Maßnahmen auch gegen die 
Person gerichtet werden, die die andere zu der Ver- 
richtung bestellt hat. 

§ 7 

Verantwortlichkeit für den Zustand von Sachen 

(1) Geht von einer Sache eine Gefahr aus, so sind 
die Maßnahmen gegen den Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt zu richten. 

(2) Maßnahmen können auch gegen den Eigen- 
tümer oder einen anderen Berechtigten gerichtet 
werden. Das gilt nicht, wenn der Inhaber der tat- 
sächlichen Gewalt diese ohne den Willen des Eigen- 
tümers oder Berechtigten ausübt. 

(3) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache 
aus, so können die Maßnahmen gegen denjenigen 
gerichtet werden, der das Eigentum an der Sache 
aufgegeben hat. 

§ 8 

Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme 

(1) Die Polizei kann eine Maßnahme selbst oder 
durch einen Beauftragten unmittelbar ausführen, 
wenn der Zweck der Maßnahme durch Inanspruch- 
nahme der nach den §§ 6 oder 7 Verantwortlichen 
nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 
Der von der Maßnahme Betroffene ist unverzüglich 
zu unterrichten. 

(2) Entstehen der Polizei durch die unmittelbare 
Ausführung einer Maßnahme Kosten, so sind die 
nach den §§ 6 oder 7 Verantwortlichen zum Ersatz 
verpflichtet. Die Kosten können im Verwaltungs- 
zwangsverfahren beigetrieben werden. 

§ 9 

Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen 

(1) Die Polizei kann Maßnahmen gegen andere 
Personen als die nach den §§ 6 oder 7 Verantwort- 
lichen richten, wenn 

1. eine gegenwärtige erhebliche Gefahr abzuweh- 
ren ist, 

2. Maßnahmen gegen die nach §§ 6 oder 7 Verant- 
wortlichen nicht oder nicht rechtzeitig möglich 
sind oder keinen Erfolg versprechen, 

3. die Polizei die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig 
selbst oder durch Beauftragte abwehren kann und 

4. die Personen ohne erhebliche eigene Gefährdung 
und ohne Verletzung höherwertiger Pflichten in 
Anspruch genommen werden können. 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf- 
rechterhalten werden, solange die Abwehr der Ge- 
fahr nicht auf andere Weise möglich ist. 


§ 10 

Einschränkung von Grundrechten 

Aufgrund dieses Gesetzes können die Grundrechte 
auf 

Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), 

Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und auf 

Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) 

eingeschränkt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Befugnisse der Polizei 

§ 11 

Allgemeine Befugnisse 

Die Polizei kann im Rahmen ihrer Aufgaben nach 
§ 2 die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine 
im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffent- 
liche Sicherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren, 
soweit nicht die §§12 bis 27 die Befugnisse der Poli- 
zei besonders regeln. 

§ 12 

Identitätsfeststellung und Prüfung 
von Berechtigungsscheinen 

(1) Die Polizei kann die Identität einer Person 
feststellen, 

1. zur Abwehr einer Gefahr, 

2. wenn sie sich an einem Ort aufhält, 

a) von dem aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte 
anzunehmen ist, daß dort 

aa) Personen Straftaten verabreden, vorbe- 
reiten oder verüben, 

bb) sich Personen ohne erforderliche Aufent- 
haltserlaubnis treffen oder 

cc) sich verurteilte Straftäter verbergen, oder 

b) an dem Personen der Prostitution nachgehen, 

3. wenn sie sich in einer Verkehrs- oder Versor- 
gungsanlage oder -einrichtung, einem öffent- 
lichen Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder einem 
anderen besonders gefährdeten Objekt oder in 
unmittelbarer Nähe hiervon aufhält und Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, daß in oder 
an Objekten dieser Art Straftaten begangen wer- 
den sollen, 

4. an einer Kontrollstelle, die von der Polizei ein- 
gerichtet worden ist, um nach Personen zu fahn- 
den, von denen aufgrund tatsächlicher Anhalts- 
punkte anzunehmen ist, daß sie Straftaten im 
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Sinne von § 100 a Strafprozeßordnung verab- 
reden, vorbereiten oder verüben. 

(2) Die Polizei kann zur Feststellung der Identität 
die erforderlichen Maßnahmen treffen. Sie kann den 
Betroffenen insbesondere anhalten und verlangen, 
daß er mitgeführte Ausweispapiere zur Prüfung aus- 
handigt. Der Betroffene kann zur Dienststelle ge- 
bracht und festgehalten werden, wenn die Identität 
auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten festgestellt werden kann. 

(3) Die Polizei kann verlangen, daß ein Berechti- 
gungsschein zur Prüfung ausgehändigt wird, wenn 
der Betroffene aufgrund einer Rechtsvorschrift ver- 
pflichtet ist, diesen Berechtigungsschein mitzuführen. 

§ 13 

Erkennungsdienstliche Maßnahmen 

(1) Die Polizei kann . erkennungsdienstliche Maß- 
nahmen außer im Falle des § 81 b Strafprozeßord- 
nung vornehmen, wenn 

1. eine nach § 12 zulässige Identitätsfcststellung auf 
andere Weise nicht , oder nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten möglich ist oder 

2. dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straf- 
taten erforderlich ist. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 2 sind nur zu- 
lässig, wenn der Betroffene eine Straftat begangen 
hat und wenn wegen der Art und Ausführung der 
Tat die Gefahr der Wiederholung besteht. 

(3) Sind die Voraussetzungen nach den Absätzen 1 
und 2 entfallen, kann der Betroffene die Vernichtung 
der erkennungsdienstlichen Unterlagen verlangen. 

(4) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind insbe- 
sondere 

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenab- 
drücken, 

2. die Aufnahme von Lichtbildern, 

3. die Feststellung äußerer körperlicher Merkmale, 

4. Messungen. 

§ 14 

Vorladung 

(1) Die Polizei kann eine Person schriftlich oder 
mündlich vorladen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die 
Person sachdienliche Angaben machen kann, die 
für die Erfüllung einer bestimmten polizeilichen 
Aufgabe erforderlich sind, oder 

2. das zur Durchführung erkennungsdienstlicher 
Maßnahmen erforderlich ist. 

(2) Bei der Vorladung soll deren Grund angege- 
ben werden. Bei der Festsetzung des Zeitpunkts soll 
auf den Beruf und die sonstigen Lebensverhältnisse 
des Betroffenen Rücksicht genommen werden. 


(3) Leistet ein Betroffener der Vorladung ohne 
hinreichenden Grund keine Folge, so kann sie 
zwangsweise durchgesetzt werden, 

1. wenn die Angaben zur Abwehr einer Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforder- 
lich sind, oder 

2. zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maß- 
nahmen. 

(4) Für die Entschädigung von Personen, die auf 
Vorladung als Zeugen erscheinen oder die als Sach- 
verständige herangezogen werden, gilt das Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen entsprechend. 

§ 15 

Platzverweisung 

Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr eine 
Person vorübergehend von einem Ort verweisen 
oder ihr vorübergehend das Betreten eines Ortes 
verbieten. Die Platzverweisung kann ferner gegen 
Personen angeordnet werden, die den Einsatz der 
Feuerwehr oder von Hilfs- oder Rettungsdiensten 
behindern. 

§ 16 

Gewahrsam 

(1) Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam 
nehmen, wenn 

1. das zum Schutz der Person gegen eine Gefahr für 
Leib oder Leben erforderlich ist, insbesondere 
weil die Person sich erkennbar in einem die freie 
Willensbestimmung ausschließenden Zustand 
oder sonst in hilfloser Lage befindet oder 

2. das unerläßlich ist, um die unmittelbar bevor- 
stehende Begehung oder Fortsetzung einer Straf- 
tat oder einer Ordnungswidrigkeit von erheb- 
licher Gefahr zu verhindern. 

(2) Die Polizei kann Minderjährige, die sich der 
Obhut der Sorgeberechtigten entzogen haben, in 
Gewahrsam nehmen, um sie den Sorgeberechtigten 
oder dem Jugendamt zuzuführen. 

§ 17 

Richterliche Entscheidung 

(1) Wird eine Person auf Grund von § 12 Abs. 2 
Satz 3, § 14 Abs. 3 oder § 16 nicht nur kurzfristig 
festgehalten, hat die Polizei unverzüglich eine rich- 
terliche Entscheidung über Zulässigkeit und Fort- 
dauer der Freiheitsentziehung herbeizuführen, es 
sei denn, daß die Entscheidung erst nach der Ent- 
lassung zu erreichen ist. 

(2) Für die Entscheidung nach Absatz 1 ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die Person 
festgehalten wird. Das Verfahren richtet sich nach 
den Vorschriften des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren bei Freiheitsentziehungen. 
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§ 18 

Behandlung festgehaltener Personen 

(1) Wird eine Person aufgrund von § 12 Abs. 2 
Satz 3, § 14 Abs. 3 oder § 16 festgehalten, ist ihr un- 
verzüglich der Grund bekanntzugeben. 

(2) Der festgehaltenen Person ist unverzüglich 
Gelegenheit zu geben, einen Angehörigen oder eine 
Person ihres Vertrauens zu benachrichtigen, soweit 
dadurch der Zweck der Freiheitsentziehung nicht ge- 
fährdet wird. Unberührt bleibt die Benachrichti- 
gungspflicht bei einer richterlichen Freiheitsentzie- 
hung. Die Polizei soll die Benachrichtigung überneh- 
men, wenn die festgehaltene Person nicht in der 
Lage ist, von dem Recht nach Satz 1 Gebrauch zu 
machen und die Benachrichtigung ihrem mutmaß- 
lichen Willen nicht widerspricht. Ist die festgehaltene 
Person minderjährig, entmündigt oder unter vorläu- 
fige Vormundschaft gestellt, so ist in jedem Falle 
unverzüglich derjenige zu benachrichtigen, dem die 
Sorge für die Person obliegt. 

(3) Die festgehaltene Person soll gesondert, ins- 
besondere ohne ihre Einwilligung nicht in demsel- 
ben Raum mit Straf- oder Untersuchungsgefangenen 
untergebracht werden. Männer und Frauen sollen 
getrennt untergebracht werden. Der festgehaltenen 
Person dürfen nur solche Beschränkungen auferlegt 
werden, die der Zweck der Freiheitsentziehung oder 
die Ordnung im Gewahrsam erfordert. 

§ 19 

Dauer der Freiheitsentziehung 

Die festgehaltene Person ist zu entlassen, 

1. sobald der Grund für die Maßnahme der Polizei 
weggefallen ist, 

2. wenn die Fortdauer der Freiheitsentziehung 
durch richterliche Entscheidung für unzulässig er- 

. klärt wird, 

3. in jedem Falle spätestens bis zum Ende des Ta- 
ges nach dem Ergreifen, wenn nicht vorher die 
Fortdauer der Freiheitsentziehung auf Grund 
eines anderen Gesetzes durch richterliche Ent- 
scheidung angeordnet ist. 

§ 20 

Durchsuchung von Personen 

(1) Die Polizei kann eine Person durchsuchen, 
wenn 

1. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvor- 
schriften festgehalten werden kann, 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie 
Sachen mit sich führt, die sichergestellt werden 
dürfen, 

3. sie sich erkennbar in einem die freie Willensbe- 
stimmung ausschließenden Zustand oder sonst in 
hilfloser Lage befindet, 

4. sie sich an einem der in § 12 Abs. 1 Nr. 2 ge- 
nannten Orte aufhält oder 


5. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 12 Abs. 1 
Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält 
und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
in oder an Objekten dieser Art Straftaten be- 
gangen werden sollen. 

(2) Die Polizei kann eine Person, deren Identität 
festgestellt worden soll, nach Waffen, anderen ge- 
fährlichen Werkzeugen und Explosivmitteln durch- 
suchen, wenn dies nach den Umständen zum Schutz 
des Polizeibeamten oder eines Dritten gegen eine 
Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. 

(3) Personen dürfen nur von Personen gleichen 
Geschlechts oder Ärzten durchsucht werden; dies 
gilt nicht, wenn die sofortige Durchsuchung zum 
Schutz gegen eine Gefahr für Leib oder Leben er- 
forderlich ist. 

§ 21 

Durchsuchung von Sachen 

(1) Die Polizei kann eine Sache durchsuchen, 
wenn 

1. sie von einer Person mitgeführt wird, die nach 
§ 20 durchsucht werden darf, 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich 
in ihr eine Person befindet, die 

a) in Gewahrsam genommen werden darf, 

b) widerrechtlich festgehalten wird oder 

c) hilflos ist, 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich 
in ihr eine andere Sache befindet, die sicherge- 
stellt werden darf, 

4. sie sich an einem der in § 12 Abs. 1 Nr. 2 ge- 
nannten Orte befindet oder 

5. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 12 Abs. 1 
Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe befin- 
det und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß Straftaten in oder an Objekten dieser Art 
begangen werden sollen, 

6. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug 
handelt, in dem sich eine Person befindet, deren 
Identität nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 festgestellt wer- 
den darf; die Durchsuchung kann sich auch auf 
die in dem Fahrzeug enthaltenen Sachen erstrek- 
ken. 

(2) Bei der Durchsuchung von Sachen hat der In- 
haber der tatsächlichen Gewalt das Recht, anwesend 
zu sein. Ist er abwesend, so sollen sein Vertreter 
oder ein anderer Zeuge hinzugezogen werden. Dem 
Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist auf Verlangen 
eine Bescheinigung über die Durchsuchung und ihren 
Grund zu erteilen. 

§ 22 

Betreten und Durchsuchung von Wohnungen 

(1) Die Polizei kann eine Wohnung ohne Einwil- 
ligung des Inhabers nur zur Abwehr einer gegen- 
wärtigen erheblichen Gefahr betreten und durch- 
suchen. Die Wohnung umfaßt die Wohn- und Neben- 
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räume, Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume -so- 
wie anderes befriedetes Besitztum. 

(2) Wohnungen dürfen zum Zwecke der Gefah- 
renabwehr jederzeit betreten werden, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß dort 

a) Personen Straftaten verabreden, vorbereiten 
oder verüben, 

b) sich Personen ohne erforderliche Aufenthalts- 
erlaubnis treffen oder 

c) sich verurteilte Straftäter verbergen, oder 

2. sie der Prostitution dienen. 

(3) Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie 
andere Räume und Grundstücke, die der Öffentlich- 
keit zugänglich sind oder zugänglich waren und den 
Anwesenden zum weiteren Aufenthalt zur Verfü- 
gung stehen, dürfen zum Zwecke der Gefahrenab- 
wehr während der Arbeits-, Geschäfts- oder Aufent- 
haltszeit betreten werden. 

§ 23 

Verfahren bei der Durchsuchung von Wohnungen 

(1) Durchsuchungen dürfen, außer bei Gefahr im 
Verzug, nur durch den Richter angeordnet werden. 
Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Wohnung liegt. Für das Verfahren gelten die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

(2) Bei der Durchsuchung einer Wohnung hat der 
Wohnungsinhaber das Recht, anwesend zu sein. Ist 
er abwesend, so ist, wenn möglich, sein Vertreter 
oder ein erwachsener Angehöriger, Hausgenosse 
oder Nachbar zuzuziehen. 

(3) Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter 
ist der Grund der Durchsuchung unverzüglich be- 
kanntzugeben, soweit dadurch der Zweck der Maß- 
nahmen nicht gefährdet wird. 

(4) über die Durchsuchung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie muß die verantwortliche Dienststelle, 
Grund, Zeit und Ort der Durchsuchung und das Er- 
gebnis der Durchsuchng enthalten. Die Niederschrift 
ist von einem durchsuchenden Beamten und dem 
Wohnungsinhaber oder der zugezogenen Person zu 
unterzeichnen. Wird die Unterschrift verweigert, so 
ist hierüber ein Vermerk aufzunehmen. Dem Woh- 
nungsinhaber oder seinem Vertreter ist auf Verlan- 
gen eine Abschrift der Niederschrift auszuhändigen. 

(5) Ist die Anfertigung der Niederschrift oder die 
Aushändigung einer Abschrift nach den besonderen 
Umständen des Falles nicht möglich oder würde sie 
den Zweck der Durchsuchung gefährden, so sind dem 
Betroffenen lediglich die Durchsuchung unter An- 
gabe der verantwortlichen Dienststelle sowie Zeit 
und Ort der Durchsuchung schriftlich zu bestätigen. 


§ 24 

Sicherstellung 

Die Polizei kann eine Sache sicherstellen, 

1. um eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren, 

2. wenn eine mißbräuchliche Verwendung durch 
eine Person, die nach diesem Gesetz oder ande- 
ren Rechtsvorschriften festgehalten wird, nicht 
ausgeschlossen werden kann, oder 

3. um den Eigentümer oder den rechtmäßigen In- 
haber der tatsächlichen Gewalt vor Verlust oder 
Beschädigung einer Sache zu schützen. 

§ 25 

Verwahrung 

(1) Sichergestellte Sachen sind in Verwahrung zu 
nehmen. Läßt die Beschaffenheit der Sachen das nicht 
zu oder erscheint die Verwahrung bei der Polizei 
unzweckmäßig, sind die Sachen auf andere geeig- 
nete Weise aufzubewahren oder zu sichern. In die- 
sem Falle kann die Verwahrung auch einem Dritten 
übertragen werden. 

(2) Dem Betroffenen ist eine Bescheinigung aus- 
zustellen, die den Grund der Sicherstellung erken- 
nen läßt und die sichergestellten Sachen bezeichnet. 
Kann nach den Umständen des Falles eine Bescheini- 
gung nicht ausgestellt werden, so ist über die Sicher- 
stellung eine Niederschrift aufzunehmen, die auch 
erkennen läßt, warum eine Bescheinigung nicht aus- 
gestellt worden ist. Der Eigentümer oder der recht- 
mäßige Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist unver- 
züglich zu unterrichten. 

(3) Wird eine sichergestellte Sache verwahrt, so 
hat die Polizei nach Möglichkeit Wertminderungen 
vorzubeugen. Das gilt nicht, wenn die Sache durch 
den Dritten auf Verlangen eines Berechtigten ver- 
wahrt wird. 

(4) Die verwahrten Sachen sind zu verzeichnen 
und so zu kennzeichnen, daß Verwechslungen ver- 
mieden werden. 

§ 26 

Verwertung, Vernichtung 

(1) Die Verwertung einer sichergestellten Sache 
ist zulässig, wenn 

1. ihr Verderb oder eine wesentliche Wertminde- 
rung droht, 

2. ihre Verwahrung, Pflege oder Erhaltung mit un- 
verhältnismäßig hohen Kosten oder Schwierig- 
keiten verbunden ist, 

3. sie infolge ihrer Beschaffenheit nicht so verwahrt 
werden kann, daß weitere Gefahren für die öf- 
fentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeschlossen 
sind, 

4. sie nach einer Frist von einem Jahr nicht an einen 
Berechtigten herausgegeben werden kann, ohne 
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daß die Voraussetzungen der Sicherstellung er- 
neut eintreten würden, oder 

5. der Berechtigte sie nicht innerhalb einer ausrei- 
chend bemessenen Frist abholt, obwohl ihm 
eine Mitteilung über die Frist mit dem Hinweis 
zugestellt worden ist, daß die Sache verwertet 
wird, wenn sie nicht innerhalb der Frist abgeholt 
wird. 

(2) Der Betroffene, der Eigentümer und andere 
Personen, denen ein Recht an der Sache zusteht, sol- 
len vor der Verwertung gehört werden. Die Anord- 
nung sowie Zeit und Ort der Verwertung sind ihnen 
mitzuteilen, soweit die Umstände und der Zweck 
der Maßnahmen es erlauben. 

(3) Die Sache wird durch öffentliche Versteige- 
rung verwertet; § 979 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches gilt entsprechend. Bleibt die Versteige- 
rung erfolglos, erscheint sie von vornherein aus- 
sichtslos oder würden die Kosten der Versteigerung 
voraussichtlich den zu erwartenden Erlös überstei- 
gen, so kann die Sache freihändig verkauft werden. 
Der Erlös tritt an die Stelle der verwerteten Sache. 
Läßt sich innerhalb angemessener Frist kein Käufer 
finden, so kann die Sache einem gemeinnützigen 
Zweck zugeführt werden. 

(4) Sichergestellte Sachen können unbrauchbar ge- 
macht oder vernichtet werden, wenn 

1. im Falle einer Verwertung die Gründe, die zu 
ihrer Sicherstellung berechtigten, fortbestehen 
oder Sicherstellungsgründe erneut entstehen 
würden, oder 

2. die Verwertung aus anderen Gründen nicht mög- 
lich ist. 

Absatz 2 gilt sinngemäß. 

§ 27 

Herausgabe sichergestellter Sachen 
oder des Erlöses, Kosten 

(1) Sobald die Voraussetzungen für die Sicherstel- 
lung weggefallen sind, sind die Sachen an denjeni- 
gen herauszugeben, bei dem sie sichergestellt wor- 
den sind. Ist die Herausgabe an ihn nicht möglich, 
können sie an einen anderen herausgegeben wer- 
den, der seine Berechtigung glaubhaft macht. Die 
Herausgabe ist ausgeschlossen, wenn dadurch er- 
neut die Voraussetzungen für eine Sicherstellung 
eintreten würden. 

(2) Sind die Sachen verwertet worden, ist der Er- 
lös herauszugeben. Ist ein Berechtigter nicht vor- 
handen oder nicht zu ermitteln, ist der Erlös nach 
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches zu 
hinterlegen. Der Anspruch auf Herausgabe des Er- 
löses erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in 
dem die Sache verwertet worden ist. 

(3) Die Kosten der Sicherstellung und Verwahrung 
fallen den nach den §§ 6 oder 7 Verantwortlichen 


zur Last. Mehrere Verantwortliche haften als Ge- 
samtschuldner. Die Herausgabe der Sache kann von 
der Zahlung der Kosten abhängig gemacht werden. 
Ist eine Sache verwertet worden, können die Kosten 
aus dem Erlös gedeckt werden. Die Kosten können 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben wer- 
den. 

(4) § 983 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt un- 
berührt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Vollzugshilfe 

§ 28 

Voilzugshilfe 

(1) Die Polizei leistet anderen Behörden auf Er- 
suchen Vollzugshilfe, wenn unmittelbarer Zwang an- 
zuwenden ist und die anderen Behörden nicht über 
die hierzu erforderlichen Dienstkräfte verfügen oder 
ihre Maßnahmen nicht auf andere Weise selbst 
durchsetzen können. 

(2) Die Polizei ist nur für die Art und Weise der 
Durchführung verantwortlich. Im übrigen gelten die 
Grundsätze der Amtshilfe entsprechend. 

(3) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unbe- 
rührt. 

§ 29 

Verfahren 

(1) Vollzugshilfeersuchen sind schriftlich zu stel- 
len; sie haben den Grund und die Rechtsgrundlage 
der Maßnahme anzugeben. 

(2) Ein Eilfällen kann das Ersuchen formlos ge- 
stellt werden. Es ist jedoch auf Verlangen unver- 
züglich schriftlich zu bestätigen. 

(3) Die ersuchende Behörde ist von der Ausfüh- 
rung des Ersuchens zu verständigen. 

§ 30 

Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehung 

(1) Hat das Vollzugshilfeersuchen eine Freiheits- 
entziehung zum Inhalt, ist auch die richterliche Ent- 
scheidung über die Zulässigkeit der Freiheitsentzie- 
hung vorzulegen oder in dem Ersuchen zu bezeich- 
nen. 

(2) Ist eine vorherige richterliche Entscheidung 
nicht ergangen, hat die Polizei die festgehaltene 
Person zu entlassen, wenn die ersuchende Behörde 
diese nicht übernimmt oder die richterliche Entschei- 
dung nicht unverzüglich nachträglich beantragt. 

(3) Die §§ 18 und 19 gelten entsprechend. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Zwang 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Erzwingung von Handlungen, Duldungen 
und Unterlassungen 

§ 31 

Zulässigkeit des Verwaltungszwanges 

(1) Der Verwaltungsakt, der auf die Vornahme 
einer Handlung oder auf Duldung oder Unterlassung 
gerichtet ist, kann mit Zwangsmitteln durchgesetzt 
werden, wenn er unanfechtbar ist oder wenn ein 
Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat. 

(2) Der Verwaltungszwang kann ohne voraus- 
gehenden Verwaltungsakt angewendet werden, 
wenn das zur Abwehr einer Gefahr notwendig ist, 
insbesondere weil Maßnahmen gegen Personen 
nach den §§ 6, 7 und 9 nicht oder nicht rechtzeitig 
möglich sind oder keinen Erfolg versprechen, und 
die Polizei hierbei innerhalb ihrer Befugnisse han- 
delt. 

§ 32 

Zwangsmittel 

(1) Zwangsmittel sind 

1. Ersatzvornahme (§ 33), 

2. Zwangsgeld (§ 34), 

3. unmittelbarer Zwang (§ 36). 

(2) Sie sind nach Maßgabe der §§ 37 und 42 anzii- 
drohen. 

(3) Die Zwangsmittel können auch neben einer 
Strafe oder Geldbuße angewandt und solange wie- 
derholt und gewechselt werden, bis der Verwal- 
tungsakt befolgt worden ist oder sich auf andere 
Weise erledigt hat. 

§ 33 

Ersatzvornahme 

(1) Wird die Verpflichtung, eine Handlung vorzu- 
nehinen, deren Vornahme durch einen anderen mög- 
lich ist (vertretbare Handlung), nicht erfüllt, so kann 
die Polizei auf Kosten des Betroffenen die Handlung 
selbst ausführen oder einen anderen mit der Aus- 
führung beauftragen. 

(2) Es kann bestimmt werden, daß der Betroffene 
die voraussichtlichen Kosten der Ersatzvornahme im 
voraus zu zahlen hat. Zahlt der Betroffene die Ko- 
sten der Ersatzvornahme oder die voraussichtlich 
entstehenden Kosten der Ersatzvornahme nicht frist- 
gerecht, so können sie im Verwaltungszwangsver- 
fahren beigetrieben werden. Die Beitreibung der 
voraussichtlichen Kosten unterbleibt, sobald der Be- 
troffene die gebotene Handlung ausführt. 


§ 34 

Zwangsgeld 

(1) Das Zwangsgeld wird auf mindestens zehn und 
höchstens fünftausend Deutsche Mark schriftlich 
festgesetzt. 

(2) Mit der Festsetzung des Zwangsgeldes ist dem 
Betroffenen eine angemessene Frist zur Zahlung 
einzuräumen. 

(3) Zahlt der Betroffene das Zwangsgeld nicht 
fristgerecht, so wird es im Verwaltungszwangsver- 
fahren beigetrieben. Die Beitreibung unterbleibt, 
sobald der Betroffene die gebotene Handlung aus- 
führt oder die zu duldende Maßnahme gestattet. 

§ 35 

Ersatzzwangshaft 

(1) Ist das Zwangsgeld uneinbringlich, so kann 
das Verwaltungsgericht auf Antrag der Polizei die 
Ersatzzwangshaft anordnen, wenn bei Androhung 
des Zwangsgeldes hierauf hingewiesen worden ist. 
Die Ersatzwangshaft beträgt mindestens einen Tag, 
höchstens zwei Wochen. 

(2) Die Ersatzzwangshaft ist auf Antrag der Poli- 
zei von der Justizverwaltung nach den Bestimmun- 
gen der §§ 904 bis 910 der Zivilprozeßordnung zu 
vollstrecken. 

§ 36 

Unmittelbarer Zwang 

(1) Die Polizei kann unmittelbaren Zwang anwen- 
den, wenn andere Zwangsmittel nicht in Betracht 
kommen oder keinen Erfolg versprechen oder un- 
zweckmäßig sind. Für die Art und Weise der An- 
wendung unmittelbaren Zwanges gelten die §§ 38 
bis 47. 

(2) Unmittelbarer Zwang zur Abgabe einer Erklä- 
rung ist ausgeschlossen. 

§ 37 

Androhung der Zwangsmittel 

(1) Zwangsmittel sind möglichst schriftlich anzu- 
drohen. Dem Betroffenen ist in der Androhung zur 
Erfüllung der Verpflichtung eine angemessene Frist 
zu bestimmen; eine Frist braucht nicht bestimmt zu 
werden, wenn eine Duldung oder Unterlassung er- 
zwungen werden soll. Von der Androhung kann ab- 
gesehen werden, wenn die Umstände sie nicht zu- 
lassen, insbesondere wenn die sofortige Anwendung 
der Zwangsmittel zur Abwehr einer Gefahr notwen- 
dig ist. 

(2) Die Androhung kann mit dem Verwaltungs- 
akt verbunden werden, durch den die Handlung, 
Duldung oder Unterlassung aufgegeben wird. Sie 
soll mit ihm verbunden werden, wenn ein Rechtsmit- 
tel keine aufschiebende Wirkung hat. 
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(3) Die Androhung muß sich auf bestimmte 
Zwangsmittel beziehen. Werden mehrere Zwangs- 
mittel angedroht, ist anzugeben, in welcher Reihen- 
folge sie angewandt werden sollen. 

(4) Wird Ersatzvornahme angedroht, so sollen in 
der Androhung die voraussichtlichen Kosten ange- 
geben werden. 

(5) Das Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe an- 
zudrohen. 

(6) Die Androhung ist zuzustellen. Das gilt auch 
dann, wenn sie mit dem zugrunde liegenden Ver- 
waltungsakt verbunden ist und für ihn keine Zustel- 
lung vorgeschrieben ist. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT- 
Ausübung unmittelbaren Zwanges 

§ 38 

Reditliche Grundlagen 

(1) Ist die Polizei nach diesem Gesetz oder ande- 
ren Rechtsvorschriften zur Anwendung unmittelba- 
ren Zwanges befugt, gelten für die Art und Weise 
der Anwendung die §§ 39 bis 47 und, soweit sich 
aus diesen nichts Abweichendes ergibt, die übrigen 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) Die zivil- und strafrechtlichen Wirkungen nach 
den Vorschriften über Notwehr und Notstand blei- 
ben unberührt. 

§ 39 

Begriffsbestimmung 

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf 
Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre 
Hilfsmittel und durch Waffen. 

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare kör- 
perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind ins- 
besondere Fesseln, Wasserwerfer, technische Sper- 
ren, Diensthunde, Dienstpferde, Dienstfahrzeuge, 
Reiz- und Betäubungsstoffe sowie zum Sprengen be- 
stimmte explosionsfähige Stoffe (Sprengmittel). 

(4) Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revol- 
ver, Gewehr, Maschinenpistole, Maschinengewehr 
und Handgranate zugelassen. 

§ 40 

Handeln auf Anordnung 

(1) Die Polizeibeamten sind verpflichtet, unmittel- 
baren Zwang anzuwenden, der von einem Wei- 
sungsberechtigten angeordnet wird. Dies gilt nicht, 
wenn die Anordnung die Menschenwürde verletzt 


oder nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden 
ist. 

(2) Eine Anordnung darf nicht befolgt werden, 
wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgt 
der Polizeibeamte die Anordnung trotzdem, so trifft 
ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn es 
nach den ihm bekannten Umständen offensichtlich 
ist, daß dadurch eine Straftat begangen wird. 

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der An- 
ordnung hat der Polizeibeamte dem Anordnenden 
gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Um- 
ständen möglich ist. 

(4) § 56 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes ist 
nicht anzuwenden. 

§ 41 

Hilfeleistung für Verletzte 

Wird unmittelbarer Zwang angewendet, ist Ver- 
letzten, soweit es nötig ist und die Lage es zuläßt, 
Beistand zu leisten und ärztliche Hilfe zu verschaf- 
fen. 

§ 42 

Androhung unmittelbaren Zwanges 

(1) Unmittelbarer Zwang ist vor seiner Anwen- 
dung anzudrohen. Von der Androhung kann abge- 
sehen werden, wenn die Umstände sie nicht zulas- 
sen, insbesondere wenn die sofortige Anwendung 
des Zwangsmittels zur Abwehr einer Gefahr not- 
wendig ist. Als Androhung des Schußwaffen- 
gebrauchs gilt auch die Abgabe eines Warnschusses. 

(2) Schußwaffen und Handgranaten dürfen nur 
dann ohne Androhung gebraucht werden, wenn das 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 
oder Leben erforderlich ist. 

(3) Gegenüber einer Menschenmenge ist die An- 
wendung unmittelbaren Zwanges möglichst so recht- 
zeitig anzudrohen, daß sich Unbeteiligte noch ent- 
fernen können. Der Gebrauch von Schußwaffen ge- 
gen Personen in einer Menschenmenge ist stets an- 
zudrohen; die Androhung ist vor dem Gebrauch zu 
wiederholen. Bei Gebrauch von technischen Sperren 
und Dienstpferden kann von der Androhung abge- 
sehen werden. 

§ 43 

Fesselung von Personen 

Eine Person, die nach diesem Gesetz oder anderen 
Rechtsvorschriften festgehalten wird, darf gefesselt 
werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß sie 

1. Polizeibeamte oder Dritte angreifen. Widerstand 
leisten oder Sachen beschädigen wird, 

2. fliehen wird oder befreit werden soll oder 

3. sich töten oder verletzen wird. 
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§ 44 

Allgemeine Vorschriften 
für den Schußwaffengebrauch 

(1) Schußwaffen dürfen nur gebraucht werden, 
wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwan- 
ges erfolglos angewendet sind oder offensichtlich 
keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr 
Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch 
Schußwaffengebrauch gegen Sachen erreicht werden 
kann. 

(2) Schußwaffen dürfen gegen Personen nur ge- 
braucht werden, um angriffs- oder fluchtunfähig zu 
machen. Ein Schuß, der mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur zu- 
lässig, wenn er das einzige Mittel zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Lebensgefahr oder der gegenwärti- 
gen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der 
köperlichen Unversehrtheit ist. 

(3) Gegen Personen, die dem äußeren Eindruck 
nach noch nicht 14 Jahre alt sind, dürfen Schußwaf- 
fen nicht gebraucht werden. Das gilt nicht, wenn der 
Schußwaffengebrauch das einzige Mittel zur Abwehr 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben ist. 

(4) Der Schußwaffengebrauch ist unzulässig, wenn 
für den Polizeibeamten erkennbar Unbeteiligte mit 
hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet werden. Das gilt 
nicht, wenn der Schußwaffengebrauch das einzige 
Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensge- 
fahr ist. 

§ 45 

Sdiußwaffengebrauch gegen Personen 

(1) Schußwaffen dürfen gegen Personen nur ge- 
braucht werden 

1. um eine gegenwärtige Gefahr für Leib oder Le- 
ben abzuwehren, 

2. um die unmittelbar bevorstehende Begehung 
oder Fortsetzung eines Verbrechens oder eines 
Vergehens unter Anwendung oder Mitführung 
von Schußwaffen oder Explosivmitteln zu ver- 
hindern, 

3. um eine Person anzuhalten, die sich der Fest- 
nahme oder Identitätsfeststellung durch Flucht zu 
entziehen versucht, wenn sie 

a) eines Verbrechens dringend verdächtig ist 
oder 

b) eines Vergehens dringend verdächtig ist und 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie 
Schußwaffen oder Explosivmittel mit sich 
führt, 

4. zur Vereitelung der Fludit oder zur Ergreifung 
einer Person, die in amtlichem Gewahrsam zu 
halten oder ihm zuzuführen ist 

a) aufgrund richterlicher Entscheidung wegen 
eines Verbrechens oder aufgrund des drin- 
genden Verdachts eines Verbrechens oder 

b) aufgrund richterlicher Entscheidung wegen 
eines Vergehens oder aufgrund des dringen- 


den Verdachts eines Vergehens, sofern Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, daß sie 
Schußwaffen oder Explosivmittel mit sich 
führt, 

5. um die gewaltsame Befreiung einer Person aus 
amtlichem Gewahrsam zu verhindern. 

(2) Schußwaffen dürfen nach Absatz 1 Nr. 4 nicht 
gebraucht werden, wenn es sich um den Vollzug 
eines Jugendarrestes oder eines Strafarrestes han- 
delt oder wenn die Flucht aus einer offenen Anstalt 
verhindert werden soll. 

§ 46 

Schußwaffengebrauch gegen Personen 
in einer Menschenmenge 

(1) Der Schußwaffengebrauch gegen Personen in 
einer Menschenmenge ist unzulässig, wenn für den 
Polizeibeamten erkennbar Unbeteiligte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit gefährdet werden. Dies gilt nicht, 
wenn der Schußwaffengebrauch das einzige Mittel 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr ist. 

(2) Unbeteiligte sind nicht Personen in einer Men- 
schenmenge, die Gewalttaten begeht oder durch 
Handlungen erkennbar billigt oder unterstützt, wenn 
diese Personen sich aus der Menschenmenge trotz 
wiederholter Androhung nach § 42 Abs. 3 nicht ent- 
fernen. 

§ 47 

Besondere Waffen, Sprengmittel 

(1) Maschinengewehre und Handgranaten dürfen 
gegen Personen nur in den Fällen des § 45 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 5 und nur mit Zustimmung des Bun- 
desinnenministers oder eines von ihm im Einzelfall 
Beauftragten angewendet werden, wenn 

1. diese Personen von Schußwaffen oder Handgra- 
naten oder ähnlichen Explosivmitteln Gebrauch 
gemacht haben und 

2. der vorherige Gebrauch anderer Schußwaffen er- 
folglos geblieben ist. 

(2) Maschinengewehre und Handgranaten dürfen 
nur gebraucht werden, um angriffs unfähig zu ma- 
chen. Handgranaten dürfen gegen Personen in einer 
Menschenmenge nicht gebraucht werden. 

(3) Im übrigen bleiben die Vorschriften über den 
Schußwaffengebrauch unberührt. 

(4) Sprengmittel dürfen gegen Personen nicht an- 
gewendet werden. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Schadensausgleich, Erstattungs- und 
Ersatzansprüche 

§ 48 

Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestände 

(1) Erleidet jemand infolge einer rechtmäßigen In- 
anspruchnahme nach § 9 einen Schaden, ist ihm ein 
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angemessener Ausgleich zu gewähren. Das gleiche 
gilt, wenn jemand durch eine rechtswidrige Maß- 
nahme der Polizei einen Schaden erleidet. 

(2) Der Ausgleich ist auch Personen zu gewähren, 
die mit Zustimmung der Polizei bei der Erfüllung 
polizeilicher Aufgaben freiwillig mitgewirkt oder 
Sachen zur Verfügung gestellt haben und dadurch 
einen Schaden erlitten haben. 

(3) Weitergehende Ersatzansprüche, insbesondere 
aus Amtspflichtverletzung, bleiben unberührt. 

§ 49 

Inhalt, Art und Umfang des Schadensausgleichs 

(1) Der Ausgleich nach § 48 wird grundsätzlich nur 
für Vermögensschaden gewährt. Für entgangenen 
Gewinn, der über den Ausfall des gewöhnlichen 
Verdienstes oder Nutzungsentgeltes hinausgeht, und 
für Nachteile, die nicht in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit der polizeilichen Maßnahme stehen, 
ist ein Ausgleich nur zu gewähren, wenn und soweit 
dies zur Abwendung unbilliger Härten geboten er- 
scheint. 

(2) Bei einer Verletzung des Körpers oder der Ge- 
sundheit oder bei einer Freiheitsentziehung ist auch 
der Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, ange- 
messen auszugleichen; dieser Anspruch ist nicht 
übertragbar und nicht vererblich, es sei denn, daß 
er rechtshängig geworden oder durch Vertrag an- 
erkannt worden ist. 

(3) Der Ausgleich wird in Geld gewährt. Hat die 
zum Ausgleich verpflichtende Maßnahme die Auf- 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder 
eine Vermehrung der Bedürfnisse oder den Verlust 
oder die Beeinträchtigung eines Rechtes auf Unter- 
halt zur Folge, so ist der Ausgleich durch Entrichtung 
einer Rente zu gewähren. § 760 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist anzuwenden. Statt der Rente kann 
eine Abfindung in Kapital verlangt werden, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. Der Anspruch wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein anderer dem 
Geschädigten Unterhalt zu gewähren hat. 

(4) Stehen dem Geschädigten Ansprüche gegen 
Dritte zu, so ist, soweit diese Ansprüche nach In- 
halt und Umfang dem Ausgleichsanspruch entspre- 
chen, der Ausgleich nur gegen Abtretung dieser An- 
sprüche zu gewähren. 

(5) Bei der Bemessung des Ausgleichs sind alle 
Umstände zu berücksichtigen, insbesondere Art und 
Vorhersehbarkeit des Schadens und ob der Geschä- 
digte oder sein Vermögen durch die Maßnahme der 
Polizei geschützt worden ist. Haben Umstände, die 
der Geschädigte zu vertreten hat, auf die Entstehung 
oder Verschlimmerung des Schadens eingewirkt, so 
hängt die Verpflichtung zum Ausgleich sowie der 
Umfang des Ausgleichs insbesondere davon ab, in- 
wieweit der Schaden vorwiegend von dem Geschä- 
digten oder durch die Polizei verursacht worden ist. 


§ 50 

Ansprüche mittelbar Geschädigter 

(1) Im Falle der Tötung sind im Rahmen des § 49 
Abs. 5 die Kosten der Bestattung demjenigen aus- 
zugleichen, dem die Verpflichtung obliegt, diese Ko- 
sten zu tragen. 

(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu 
einem Dritten in einem Verhältnis, auf Grund des- 
sen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhalts- 
pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, 
und ist dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf 
den Unterhalt entzogen, so kann der Dritte im Rah- 
men des § 49 Abs. 5 insoweit einen angemessenen 
Ausgleich verlangen, als der Getötete während der 
mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet gewesen wäre. § 49 
Abs. 3 Satz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. 
Der Ausgleich kann auch dann verlangt werden, 
wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt, 
aber noch nicht geboren war. 

§ 51 

Verjährung des Ausgleichsanspruches 

Der Anspruch auf den Ausgleich verjährt in drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Ge- 
schädigte, im Falle des § 50 der Anspruchsberech- 
tigte, von dem Schaden und dem zum Ausgleich Ver- 
pflichteten Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf 
diese Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritt 
des schädigenden Ereignisses an. 

§ 52 

Ausgleichspflichtiger, Erstattungsansprüche 

(1) Ausgleichspflichtig ist die Körperschaft, in de- 
ren Dienst der Polizeibeamte steht, der die Maß- 
nahme getroffen hat. 

(2) Hat der Polizeibeamte für die Behörde einer 
anderen Körperschaft gehandelt, so ist die andere 
Körperschaft ausgleichspflichtig. 

(3) Ist in den Fällen des Absatzes 2 ein Ausgleich 
nur wegen der Art und Weise der Durchführung der 
Maßnahme zu gewähren, so kann die ausgleichs- 
pflichtige Körperschaft von der Körperschaft, in de- 
ren Dienst der Polizeibeamte steht, Erstattung ihrer 
Aufwendungen verlangen, es sei denn, daß sie selbst 
die Verantwortung für die Art und Weise der Durch- 
führung trägt. 

§ 53 

Rückgriff gegen den Verantwortlichen 

(1) Die nach § 52 ausgleichspflichtige Körperschaft 
kann von den nach den §§ 6 oder 7 Verantwort- 
lichen Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen, wenn 
sie aufgrund des § 48 Abs. 1 Satz 1 oder Absatz 2 
einen Ausgleich gewährt hat. 

(2) Sind mehrere Personen nebeneinander ver- 
antwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner. 
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Für Ansprüche auf Schadensausgleich ist der or- 
dentliche Rechtsweg, für die Ansprüche auf Erstat- 
tung und Ersatz von Aufwendungen nach den §§52 
Abs. 3 oder 53 der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 55 

Notstandsfall 

(1) Unterstellt die Bundesregierung die Polizei 
eines Landes oder mehrerer Länder nach Artikel 91 
Abs. 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland ihren Weisungen, so gilt dieses Gesetz 
auch für die unterstellten Polizeikräfte. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 gilt nicht im 
Land Berlin. 

§ 56 

Amtshandlungen der Polizei 
im Aufgabenbereich der Länder 

(1) Die Polizei kann in jedem Lande Amtshand- 
lungen vornehmen 

1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zu- 
ständigen Behörde, 

2. in den Fällen der Artikel 35 Abs. 2 und 3 und 
Artikel 91 Abs. 1 des Grundgesetzes, 

3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen 
Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten auf fri- 
scher Tat sowie zur Verfolgung und Wieder- 
ergreifung Entwichener, wenn die zuständige Be- 
hörde die erforderlichen Maßnahmen nicht recht- 
zeitig treffen kann, 

4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefan- 
genentransporten, 

wenn das Landesrecht dies vorsieht. In den Fällen 
der Nummern 3 bis 4 ist die zuständige Polizei- 
behörde unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Wird die Polizei in einem Land nach Absatz 1 
tätig, hat sie die gleichen Befugnisse wie die des 
Landes, in dem sie tätig v/ird. Ihre Maßnahmen gel- 
ten als Maßnahmen derjenigen Polizeibehörde, in 
deren örtlichem und sachlichem Zuständigkeitsbe- 
reich sie tätig geworden ist. 

§ 57 

Änderung des Gesetzes über den unmittelbaren 
Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt 
durch Vollzugsbeamte des Bundes 

Das Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte 
des Bundes vom 10. März 1961 wird aufgehoben. 


§ 58 

Verhältnis zum Gesetz 
über den Bundesgrenzschutz 

Das Gesetz über den Bundesgrenzschutz vom 
18. August 1972 (BGBL I S. 1834), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
das Fahrpersonal im Straßenverkehr vom 14. Juli 
1976 (BGBl I S. 1801), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 erhält folgende Fassung; 

»§ 10 

Allgemeine Ermächtigung 

(1) Der Bundesgrenzschutz kann zur Erfüllung 
seiner Aufgaben nach den §§ 1 bis 6 die nach 
pflichtgemäßem Ermessen notwendigen Maßnah- 
men treffen. Insbesondere hat er die aus dem 
Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der 
für die Wahrung von öffentlicher Sicherheit und 
Ordnung zuständigen Behörden des Bundes sich 
ergebenden Befugnisse. 

(2) In den Fällen des § 9 richten sich die Be- 
fugnisse des Bundesgrenzschutzes nach dem Recht 
des Landes, in dem er verwendet wird." 

2. Die §§ 11 bis 32 werden aufgehoben. 

§ 59 

Verhältnis zum Gesetz über die Einrichtung 
eines Bundeskriminalpolizeiamtes 

Das Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes in der Fassung vom 29. Juni 
1973 (BGBl. I S. 704), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts 
vom 9. Dezember 1974 (BGBL I S. 3393), wird wie 
folgt geändert: 

§ 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Dem Bundeskriminalamt stehen zur Erfüllung 
seiner Aufgaben nach Absatz 1 die Befugnisse nach 
dem Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der 
für die Wahrung von öffentlicher Sicherheit und 
Ordnung zuständigen Behörden des Bundes zu." 

§ 60 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBL I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 61 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 5. Oktober 1977 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
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Begründung 


1. Zur Begründung des Entwurfs wird auf die ver- 
öffentlichte Begründung des Musterentwurfs 
eines einheitlichen Polizeigesetzes verwiesen. 

2. Die Zuständigkeit des Bundes für dieses Gesetz 
ergibt sich vor allem aus Artikel 73 Nr. 5 und 
10 GG sowie der Zuständigkeit für die Materien, 
zu deren Erledigung die in § 1 des Entwurfs be- 
zeichneten Personen berufen sind (u. a. Artikel 73 
Nr. 6, Artikel 74 Nr. 21 und 22 GG). 

3. Da der Bund keine allgemeine Zuständigkeit für 
die Polizei, sondern nur sondergesetzlich gere- 
gelte Zuständigkeiten für bestimmte polizeiliche 
Aufgaben hat, ist der Anwendungsbereich des 
Gesetzes entsprechend diesen begrenzten Zu- 
ständigkeiten zu beschreiben (§1). 

Aus der begrenzten Zuständigkeit folgt die Be- 
grenzung der Aufgaben auf die Wahrung von 


öffentlicher Sicherheit und Ordnung im Rahmen 
der Zuständigkeit des Bundes (§ 2). 

Die übrigen notwendigen besonderen Regelun- 
gen im Bundesrecht enthält der Sechste Abschnitt 
des Gesetzentwurfs. Unterstellt die Bundesregie- 
rung im Notstandsfall Landespolizei ihren Wei- 
sungen, so gilt für sie dieses Gesetz (vgl. bisher 
§ 15UZwG). 

Das Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugs- 
beamte des Bundes ist durch dieses Gesetz erle- 
digt und kann aufgehoben werden (§ 57). Ent- 
sprechendes gilt für die Regelung von Eingriffs- 
befugnissen im Gesetz über den Bundesgrenz- 
schutz (§ 58). Im Gesetz über die Einrichtung 
eines Bundeskriminalpolizeiamtes tritt für die Er- 
füllung der Aufgaben nach § 9 die Verweisung 
auf die Befugnisse nach dem vorliegenden Ge- 
setzentwurf an die Stelle der Verweisung auf das 
Gesetz über den Bundesgrenzschutz (§ 59). 
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